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ZGB bringt indirekt das Wahlrecht des Bürgers zwischen 
Nachbesserung oder Preisminderung zum Ausdruck.

Übergang von Garantierechten 
bei Weiterverkauf von Konsumgütern

Espig (a. a. O., S. 342) verneint, daß dem Erwerber einer 
gebrauchten Ware Ansprüche aus der Gebrauchtwarenga­
rantie gemäß § 159 Abs. 2 ZGB zustehen, falls noch eine 
Restgarantie für die neue Ware vorhanden ist. Das soll 
auch dann gelten, wenn die „Geltendmachungsfrist hin­
sichtlich der ablaufenden übertragenen Rechte kürzer ist 
als die nach § 159 Abs. 2 ZGB“. Er konstruiert einen Aus­
schluß der Gebrauchtwarengarantie im Fall des Übergangs 
von Garantierechten aus dem Erstverkauf, „auch wenn 
dies im Einzelfall nicht ausdrücklich vereinbart wurde“. 
Die Begründung hierfür sieht Espig in dem „qualitativ 
höheren Rang der nach §§ 150, 151, 160 ZGB übertragenen 
Rechte“, die „erst wirkliche Garantierechte im eigentlichen 
Sinne“ seien.

Besteht noch eine Restgarantie für neue Waren, dann 
wird der Zweitkäufer beim Auftreten eines Mangels durch 
diese Garantie im allgemeinen besser gestellt als durch die 
Gebrauchtwarengarantie. Er wird daher auch von diesen 
Garantierechten Gebrauch machen. Wie verhält es sich 
aber dann, wenn der Mangel der Ware, der zu einer erheb­
lichen Minderung des vertraglich Vorausgesetzen Ge­
brauchswerts führt, erst nach Ablauf der dem Zweitkäu­
fer übertragenen Restgarantie bekannt wird? Selbst wenn 
der Erstkäufer für diesen Mangel nicht verantwortlich ge­
macht werden kann, ist doch vom Zweitkäufer ein Ge­
brauchswert beim Abschluß des Kaufvertrags vorausgesetzt 
worden, der sich nachträglich als nicht vorhanden erweist. 
Darüber hinaus ist bei der Preisfestsetzung in der Regel 
berücksichtigt worden, daß die Ware noch keine sechs 
Monate, also während der gesetzlichen Garantiezeit, im 
Besitz des Erstkäüfers war. In einem solchen Fall wäre es 
für den Zweitkäufer günstiger, wenn er nicht eine Ware 
mit einer relativ kurzen Restgarantie für neue Waren ge­
kauft hätte.

Soweit Espig der Meinung sein sollte, daß Garantiean­
sprüche aus einer Restgarantie für neue Waren vor Garan­
tieansprüchen aus § 159 Abs. 2 ZGB gegen den Garantie- 
.verpflichteten gemäß § 151 ZGB geltend gemacht werden 
sollten, wäre ihm zuzustimmen. Es wäre dem Erstkäufer 
gegenüber in der Regel unbillig, wenn die Ansprüche bei 
entsprechender Geltendmachung gemäß § 151 ZGB von 
einem Garantieverpflichteten zu erfüllen wären und diese 
Ansprüche jedoch gegen ihn gerichtet werden, ohne daß er 
selbst die Möglichkeit hat, sich an die Garantieverpflichte­
ten zu halten. Aus dem Gesetz kann jedoch nicht abgeleitet 
werden, daß die Gebrauchtwarengarantie auch ohne aus­
drückliche Vereinbarung dann ausgeschlossen ist, wenn 
noch eine Restgarantie für neue Waren besteht.

Deshalb muß es bei der bisherigen Auffassung verblei­
ben, daß beim Kauf zwischen Bürgern der Zweitkäufer 
wahlweise sowohl die Restgarantie für neue Waren mit der 
zuvor entwickelten Orientierung als auch die Garantie für 
Gebrauchtwaren hat, wobei dies für die gesetzliche Ga­
rantie und die Zusatzgarantie gleichermaßen zutrifft. Beim 
Kauf im Gebrauchtwarenhandel stehen dem Käufer nur 
Ansprüche aus der Garantie für gebrauchte Waren gemäß 
§ 159 Abs. 2 ZGB und nicht aus einer Restgarantie aus dem 
Erstkauf zu. Lediglich eine Restzusatzgarantie kann vom 
Gebrauchtwarenhandel beim Wiederverkauf übertragen 
werden.6

Es wurde bereits erwähnt, daß nach der neuen AO vom 
10. November 1978 die Begriffsbestimmung und die Preis­
bildung gebrauchter Konsumgüter beim Kauf zwischen • 
Bürgern nicht mehr mit denen beim gewerblichen An- und 
Verkauf übereinstimmt. Infolgedessen besteht für den Bür­
ger keine Verpflichtung, eine im Einzelhandel erworbene, 
aber noch nicht benutzte Ware an einen anderen Bürger

als Gebrauchtware weiter zu veräußern. Beim Weiterver­
kauf gelten dann die Bestimmungen für den Kauf neuer 
Waren. Das bedeutet, daß der Erstkäufer als Verkäufer 
dem Zweitkäufer eine gesetzliche Garantie von sechs 
Monaten zu gewähren hat. Besteht noch eine Restgarantie 
aus dem Kauf beim Einzelhandel, geht diese ebenfalls auf 
den Zweitkäufer über.

In einem solchen Fall ist auch ein vertraglicher Garan­
tieausschluß bzw. eine vertragliche Beschränkung der Ga­
rantie gegenüber dem Zweitkäufer nicht zulässig (§ 148 
Abs. 3 ZGB). Dies wäre auch ökonomisch nicht gerechtfer­
tigt, da in dem Einzelhandelsverkaufspreis die Garantie 
mit eingeschlossen ist.

Andererseits wäre es u. U. eine nicht verantwortungsbe­
wußte Rechtsausübung (§ 15 ZGB), wenn der Zweitkäufer 
Ansprüche aus der Garantie, die ihm der Erstkäufer als 
Weiterverkäufer gewähren muß, geltend machen würde, 
obwohl er in zumutbarer Weise die Möglichkeit hätte, sich 
aus der Restgarantie an den Einzelhandel, die Vertrags­
werkstatt oder den Hersteller zu wenden. Im Unterschied 
zum Einzelhandel muß beim Bürger beachtet werden, daß 
er die Ware nicht billiger als zum Einzelhandelsverkaufs­
preis gekauft hat und sie auch nicht teurer, also mit einem 
Aufschlag, verkaufen darf. Er würde durch eine Garantie­
leistung wirtschaftlich unzumutbar belastet werden. Für 
den Bürger als Verkäufer wäre es unter diesen Aspekten 
günstiger, die Ware nicht zum Neupreis, sondern als ge­
brauchte Ware zu herabgesetztem Preis zu verkaufen.

Eine Lösung der unbefriedigenden Situation des Ne­
beneinanderbestehens von Ansprüchen aus der Restgaran­
tie und selbständigen Ansprüchen aus der Garantie, die 
der Weiterverkäufer zu gewähren hat, könnte darin ge­
funden werden, daß der Zweitkäufer vorrangig die 
Ansprüche aus der Restgarantie nutzen muß, bevor er auf 
die Ansprüche gegen den Weiterverkäufer zurückgreifen 
darf. Eine solche Orientierung wäre auf die allgemeinen 
Grundsätze des Zusammenwirkens bei der Gestaltung und 
Ausübung zivilrechtlicher Rechte (§§ 13, 14 und 15 ZGB) 
zu stützen. Der Zweitkäufer hätte hierdurch keine Nach­
teile, und der Weiterverkauf er brauchte keine unzumut­
baren wirtschaftlichen Belastungen zu tragen. * S.
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